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Drucksache V/1615 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l _ 68070 — 5432/67 


Bonn, den 10. April 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Regeln der Ableitung 
der Interventionspreise und die Festsetzung bestimmter 
Handelsplätze für Getreide. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 23. März 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck; Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger^ 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Regeln für die Ableitung der Interventionspreise und 
die Festsetzung bestinunter Handelsplätze für Getreide 

(Von der Kommission dem Rat vorgolegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt anf den Vortrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . .''67/EWG des 
Rats über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide insbesondere auf Artikel 4 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG müssen die abgeleiteten Interven- 
tion spreisti auf einer Höhe festgesetzt werden, die 
einen freien Getreideverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft entsprechend den Erfordernissen des Marktes 
ermöglicht. 

üi(^ abgeleiteten Interventionspreise sind daher 
so festzusetzen, daß die Unterschiede zwischen ihnen 
den Preisunterschieden entsprechen, die bei norma- 
ler Ernte aufgrund der natürlichen Bedingungen der 
Marktpreisbildung zu erwarten sind. 

Das Niveau der Marktpreise wird nicht nur durdi 
die Transportkosten nach Duisburg, dem Handels- 
platz des Hauptzuschußgebietes im Nordwesten der 
Gemeinschaft bestimmt. 

Zu berücksichtigen sind ebenfalls die geographi- 
sche Lage von Uberschuß- und Zuschußgebieten in 
der Gemeinschaft, der Bedarf anderer Verbrauchs- 
gebiete, Einfuhren aus dritten Ländern und Export- 
möglichkeiten. 

Die abgeleiteten Interventionspreise für die ver- 
schiedenen Handelsplätze müssen so festgesetzt 
werden, daß Getreide aus anderen Gebieten nicht zu 
einem niedrigeren Preis angeboten werden kann. 

Bei der Berechnung der abgeleiteten Interven- 
tionspreise sind die günstigsten Transportmittel und 
die bestehenden Tarife zu berücksichtigen. Ergeben 
Fich die Wasserfrachten nicht aus der Anwendung 
eines Tarifs, so müssen außerdem die während einer 
Referenzperiode festgestellten niedrigsten Frachten 
in Betracht gezogen werden. 

Die Interventionspreise für die von der Kommis- 
sion zu bestimmenden Handelsplätze dürfen keine 
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i Störungen der natürlichen Handelsströme zwischen 
; den wesentlichsten Handelsplätzen hervornifen. 

Um die reibungslose Durchführung der Interven- 
tionsregelung sicherzustellen ist es angebracht, die 
; anderen, nicht wesentlidisten Handelsplätze auf- 
’ grund ihrer geographischen Lage und Lagereinrich- 
: tungen zu bestimmen, die die Zusammenfassung und 
j den Absatz großer Gelreidepartien ermöglichen. 

■ Um den stufenweisen Übergang der Regelung, die 
für die Bestimmung der Handelsplätze in den Mit- 
I gliedstaaten gilt, auf die in dieser Verordnung vor- 
gesehene Regelung zu ermöglichen, ist es ange- 
I bracht, für einen begrenzten Zeitraum die Möglich- 
! keit vorziisehon, Ubergangsmaßnahmen anzuwen- 
den — 

I 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

i 

Artikel 1 

Bei der Festsetzung der abgeleiteten Interven- 
iionspreise ist zu berücksichtigen, daß sich die 
Marktpreise aufgrund der natürlichen Bedingungen 
i der Preisbildung wie folgt bilden: 

I — in den Zuschußgebieten, deren Versorgung in 
! gewissem Umfange von Einfuhren aus dritten 
Ländern abhängt, aufgrund des Preises, zu dem 
j das eingeführte Getreide in diesen Gebieten an- 
geboten w'ird; 

; — in den Erzeugungsgebieten, deren Überschüsse 
in einem gewissen Umfang zur Versorgung der 
obengenannten Gebiete beitragen, aufgrund 
I des obeiigonannten Preises und der Transport- 
kosten zu diesen Gebieten; 

. — in den Exporlhäfen aufgrund des Preises in dem 
; für den Export wichtigsten Erzeugungsgebiet und 
der Transportkosten zu dem für dieses Gebiet 
wichtigsten Exporthafen; 

i — in den übrigen Erzeugiingsgebioten, deren Über- 
schüsse in einem gewissen Umfang für die Aus- 
fuhren nach dritten Ländern in Frage kommen, 
aufgrund des in den Exporthäfen geltenden Prei- 
ses und der Transportkosten zu diesen Häfen; 

— in den anderen als den zuerst genannten Zu- 
schußgebieten aufgrund der Preise in dem frach.t- 
günstigst liegenden Überschußgebiet und der 
' Transportkosten zum Zuschußgebiet. 
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A r t i k e 1 2 i 

In dom Fall, in dem für die Bestimmung der ab- 
geleiteten Interventionsprciso die Transportkosten 
herangezogen werden, ist von der Benutzung des : 
günstigsten Transportmittels bzw. deren günstigster i 
Kombination und den bestehenden Tarifen auszu- = 
gehen. 

Ergeben sidi bei dem Transport auf dem Wasser- 
wege die Frachten nicht aus der Anwendung eines 
Tarifs, so wird die niedrigste Zweimonatsdurch- 
sdinittsfradit berücksichtigt, die in einem der zwölf | 
Monate, die der Preisentscheidung vorausgehen, j 
galt. 

Artikel 3 

! 

In allen Fällen sind die abgeleiteten Interven- i 
tionspreise so festzusetzen, daß keinerlei Diskrimi- ^ 
nierung zwischen den Erzeugern der Gemeinschaft 
besteht und insbesondere Getreide aus einem Ge- 
biet in einem anderen Gebiet nicht unter dem dort ' 
geltenden Interventionspreis angeboten werden i 
kann. 

Artikel 4 

Die abgeleiteten Interventionspreise sind in kei- 
nem Fall hoher als der Grundinterventionspreis ; 
festzu setzen. 

Artikel 5 

Für die Berechnung des in Artikel 4 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. ... (37/ EWG vorgesehenen abgelei- 
teten Interventionspreises für Mais ist der Grund- 
intor\ enlionspreis, der im Falle der Anwendung dos 
Artikels 4 Absatz 1 der vorgenannten Venordnung 
in der Gemeinschaft festgesetzt worden wäre, gleich ^ 
dem Grundrichtpreis für Mais, verringert um den , 
Unterschied zwischen den im betreffenden Wirt- 
schaftsjahr gültigen Grundrichtpreis und Grundinter- 
ventionspreis für Gerste. 


A r L i k e l b 

Die abgeleiteten Interventionspreise für die in ■ 
Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a) der Verordnung i 
Nr. . . ./G7/EWG genannten Handelsplätze sind so , 
festzusetzen, daß sie keine Störungen der natür- 
lichen Handelsströme zwischen den wesentlichsten 
Handelsplätzen hervorrufen. 


Artik el 7 

1. Bei der Festsetzung der abgeleiteten Intcrven- 
tionspreise für Gerste und Mais für Italien ist die 
Ausv/irkung der in Artikel 21 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG vorgesehenen Maßnahmen zu be- 
rücksichtigen. 

2. Wird nur ein einziger abgeleiteter Interven- 
tionspreis für Mais festgesetzt, so findet Absatz 1 
auf diese Getreidcart keine Anwendung. 


Artikel 8 

Die nach Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a) der Ver- 
ordnung Nr. . . ./67/EWG zu bestimmenden Handels- 
plätze müssen eine der nachstehenden Bedingungen 
erfüllen: 

a) Lage in Zonen mit einer bedeutenden Getreide- 
erzeugung, die die örtlichen Absatzmöglichkei- 
ten ständig oder gelegentlich erheblich über- 
schreitet; 

b) Vorhandensein von großen Lagermöglichkeiten; 

c) besondere Bedeutung für den Absatz der Ware 
innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft. 


Artikel 9 

1 . Unter den Plätzen, die in den unter Buchstabe a) 
des Artikels 8 genannten Zonen liegen, dürfen nur 
die berücksichtigt werden, die folgende Bedingun- 
gen erfüllen: 

a) Vorhandensein an Lagerräumen, die mit techni- 
schen Ausrüstungen so ausgestattet sind, daß 
eine ausreichend große Getreidemenge aufge- 
nommen, behandelt und laufend abgegeben wer- 
den kann; 

b) günstige Lage im Hinblick auf die Transportmit- 
tel, die Übernahme und insbesondere den Ab- 
satz des Getreides. 

2. Von den Plätzen, die die in Artikel 8 Buch- 
stabe b) und c) (jeiiannien Bedingungen erfüllen, 
dürhm nur die berücksichtigt werden, deren Lager- 
räume, technische Ausrüstung und günstige geogra- 
phische Lage die Zusammenfassung und vor allem 
den Absatz großer und einheitlicher Getreidepartien 
ermöglichen. 


Artikel 10 

Der Rat überprüft jährlich an Hand eines Berich- 
tes der Kommission die Ergebnisse der Anwendung 
der in den vorstehenden Artikeln genannten Rege- 
lung. 


Artikel 11 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1967/68 kann bei der 
Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise 
von den Bestimmungen des Artikels 2 abgewichen 
werden. 

2. Für die Wirtschaftsjahre 1967/68 und 1968^69 
kann bei der Bestimmung der in Artikel 4 Absatz 5 
Buchstabe a) der Verordnung Nr. . . ./67/EWG ge- 
nannten Handelsplätze von den BesLimmungen der 
Artikel 8 und 9 abgewichen werden. 

W^ird der vorstehende Unterabsatz angewandt, so 
ist die Notwendigkeit einer schrittweisen Annähe- 
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rung an die vollständige Anwendung der in den 
Artikeln 8 und 9 genannten Regeln zu berücksich- 
tigen. 


A r t i k e 1 12 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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